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F üh rt eine Bank versehentlich einen Zahlungsauftrag aus, der 
von einem ehemals Kontobevollm ächtigten erteilt w urde, 
nachdem  dessen K ontovollm acht ihr gegenüber bereits w ider­
rufen w orden war, vollzieht sich der bereicherungsrechtliche 
Ausgleich als N ichtleiscungskondiktion (§ 812 Abs. 1 Satz 1 
Fall 2 BGB) zwischen ihr und dem Zahlungsem pfänger.........  334
a) Z ur Verlängerung des U nterhalts nach § 16151 Abs. 2 BGB 
bei Betreuung eines behinderten Kindes.
b) Die Belastung des betreuenden Elternteils durch die W ie­
deraufnahm e eines anlässlich der G eburt eines nichtehelichen 
Kindes unterbrochenen Studiums stellt keinen elternbezoge- 
nen G rund  für die Verlängerung des B etreuungsunterhalts 
nach § 16151 Abs. 2 BGB dar.
c) D ie Lebensstellung des nach den §§ 16151 Abs. 2, 1610
Abs. 1 BGB U nterhaltsberechtigten richtet sich danach, 
welche E inkünfte er ohne die G eburt und die Betreuung des 
gemeinsamen Kindes hätte. Sie ist deshalb nicht auf den Zeit­
p un k t der G eburt des Kindes festgeschrieben, so dass sich spä­
ter ein höherer Bedarf ergeben kann..............................................  341
a) D en Regelungen des Rundfunkstaatsvertrags lässt sich kei­
ne Aussage darüber entnehm en, ob der Betreiber einer P latt­
form , der der Pflicht zur Ü bertragung der beitragsfinanzier­
ten Program m e der öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten 
nachkom m t, von diesen hierfür ein Entgelt verlangen kann.
b) Die Kündigung eines Vertrags ist grundsätzlich unw irk­
sam, wenn sie in A usführung einer Vereinbarung oder A b­
stim m ung erfolgt, die vom Verbot des § 1 GWB erfasst wird. 
(»Einspeiscentgelt«)...........................................................................  354
a) Zahler und Zahlungsdienstleister können wirksam verein­
baren, einen in A uftrag gegebenen, aber noch nicht vollende­
ten Zahlungsvorgang nicht auszuführen.
b) Im A nwendungsbereich des § 675u BGB kann ein Zah­
lungsdienstleister im Fall eines vom Zahler nicht autorisierten 
Zahlungsvorgangs den Zahlungsbetrag im Wege der N ich t- 
leistungskondiktion (§ 812 Abs. 1 Satz 1 Fall 2 BGB) vom 
Zahlungsem pfänger herausverlangen, auch w enn diesem das 
Fehlen der A utorisierung nicht bekannt ist.................................  377


